Das notarielle Testament

1. Das notarielle Testament ist Beweismittel für die Geschäftsfähigkeit des Erblassers bei Errichtung des Testamentes.

2. Durch das notarielle Testament soll sichergestellt werden, dass die Erklärungen des Erblassers klar und eindeutig wiedergegeben werden.

3. Bei Niederschrift des notariellen Testamentes ist der Notar/die Notarin verpflichtet, den Erblasser über die rechtliche Tragweite seiner Erklärungen zu informieren.

4. Die Beurkundung des letzten Willens durch den Notar/die Notarin soll die Rechtswirksamkeit des Testamentes sichern.

5. Das notarielle Testament ist gegen Verlust, Entwendung oder Vernichtung vor oder nach dem Tode des Erblassers geschützt.

6. Das notarielle Testament ist in der Regel billiger als ein privatschriftliches Testament, weil es, anders als ein privatschriftliches Testament, zumindest einen gebührenpflichtigen Erbschein überflüssig macht.

7. Der Notar/die Notarin berät bei der Abfassung des Testamentes aus den vielfältigen Erfahrungen der täglichen Praxis.

8. Die Praxis hat gezeigt, dass eine enge Zusammenarbeit zwischen dem Notar/der Notarin und den Personen, die der Erblasser sonst zur Betreuung seines Vermögens beauftragt hat (Angehörige der steuerberatenden und wirtschaftsprüfenden Berufe, Rechtsanwälte), für den Erblasser von großem Vorteil ist.

Anmerkungen hierzu im Einzelnen:

Aus Unkenntnis, Sorglosigkeit oder unfachlicher Beratung wird "der letzte Wille" oft gar nicht oder nur mangelhaft verfasst. Die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile und seelischen Nöte für die nächsten Angehörigen des Verstorbenen erlebt der Notar/die Notarin in seiner täglichen Praxis.

So glauben viele, dass bei der Eintragung "auf Eheleute" im Grundbuch mit dem Tode eines der Ehegatten dessen Anteil am Grundeigentum automatisch auf den anderen übergeht. Zumeist ist auch unbekannt, dass bei kinderlosen Eheleuten nach der gesetzlichen Erbfolge der überlebende Ehegatte zusammen mit den Verwandten des vorverstorbenen Ehegatten Erbe ist. Die Wenigsten wissen, dass bei einer aus dem überlebenden Ehegatten und den gemeinschaftlichen Kindern bestehenden Erbengemeinschaft nach der gesetzlichen Erbfolge jeder Erbe die sofortige Auseinandersetzung - im Falle von Grundbesitz unter Umständen Zwangsversteigerung -verlangen kann. Dass Pflichtteilsrechte gemeinschaftlicher Abkömmlinge auch schon beim Tode des ersten Elternteils bestehen, ist weithin unbekannt. Die wenigsten geschiedenen Eheleute oder ehemalige Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft mit gemeinsamen Kindern wissen auch, dass ein zuerst versterbender Elternteil auch lange nach Rechtskraft einer Ehescheidung unter Umständen noch von dem anderen Elternteil beerbt werden kann.

Es ist deshalb für jeden, der über etwas Vermögen verfügt, insbesondere bei Grundbesitz und Bankkonten, ein Gebot der Rücksicht gegenüber den nächsten Familienangehörigen, insbesondere dem überlebenden Ehegatten, sich rechtzeitig Gedanken über eine erbrechtliche Regelung seiner Vermögensangelegenheiten zu machen.

Um dem Ratsuchenden zu helfen und wegen der außerordentlichen Bedeutung der Abfassung des "letzten Willens" hat der Gesetzgeber eine vom Staat beauftragte Stelle - nämlich den Notar/die Notarin - für zuständig erklärt. Dabei werden dem Notar/der Notarin durch das Beurkundungsgesetz Amtspflichten auferlegt, die insbesondere den folgenden Interessen der Beteiligten dienen:

I. Das notarielle Testament ist Beweismittel für die Geschäftsfähigkeit des Erblassers bei Errichtung des Testamentes.

Nicht selten wird die Nichtigkeit eines privatschriftlichen Testamentes nach dem Tode des Erblassers von interessierter Seite mit der Behauptung geltend gemacht, der Erblasser sei in unzulässigerweise von Dritten beeinflusst worden oder er sei bei Abfassung des Testaments nicht geschäftsfähig gewesen. Um derartigen Angriffen gegen die Wirksamkeit eines Testamentes vorzubeugen, ist der Notar/die Notarin von Amts wegen verpflichtet, bei der Aufnahme des Testamentes (Erbvertrages) die Geschäftsfähigkeit des Erblassers sowie seine rechtswirksame Willensbildung zu überprüfen und das Ergebnis der Prüfung in der notarielle Niederschrift festzuhalten. Die notarielle Niederschrift wird dadurch - anders als ein privatschriftliches Testament - zu einem wichtigen Beweismittel für die rechtswirksame Willensbildung des Erblassers.

II. Das notarielle Testament soll die Klarheit und Eindeutigkeit des letzten Willens sicherstellen.

Der Notar/die Notarin ist durch das Beurkundungsgesetz von Amts wegen verpflichtet, bei der Niederschrift den wirklichen Willen des Erblassers zu erforschen und seinen Willen in klaren und eindeutigen Erklärungen fest zu halten. Die Bedeutung dieser Amtspflicht wird von Laien vielfach verkannt. Eine eindeutige Erklärung im juristischen Sinne kann in der Regel nur gewährleistet werden, wenn die Gesetzessprache des Erbrechts verwandt wird. Diese juristische Fachsprache ist dem Laien in der Regel unbekannt.

Zum Beispiel kann die in privatschriftlichen Testamenten häufig gebrauchte Anordnung "meine Ehefrau soll die Nutznießung an meinem Vermögen erhalten" einmal bedeuten, dass die überlebende Ehefrau im Wege eines Vermächtnisses (für das die §§ 2147 bis 2191 BGB gelten) den Nießbrauch (§§ 1089,1085 bis 1088 BGB) erhalten soll. Möglich ist es aber auch, dass die überlebende Ehefrau Vorerbin sein soll. Dann würden die §§ 2100 bis 2146 BGB zur Anwendung kommen. Die im einen oder anderen Fall unterschiedlich anzuwendenden Paragrafen zeigen bereits die Vieldeutigkeit der Anordnung.

Nur die Verwendung der Fachsprache kann deshalb in der Regel sicherstellen, dass nach dem Tode des Erblassers dessen wirklicher Wille vollzogen wird und nicht im Wege lang anhaltender Gerichtsstreitigkeiten ermittelt werden muss.

III. Der Notar/die Notarin ist bei der Abfassung des Testaments verpflichtet, den Erblasser über die rechtliche Tragweite seiner Erklärungen zu informieren.

Der Laie kann häufig die rechtliche Tragweite seiner Erklärungen nicht überblicken.

Wenn zum Beispiel ein Ehegatte seinen überlebenden Ehegatten zum Alleinerben einsetzt mit dem Zusatz, dass im Falle der Wiederverheiratung der Nachlass den Kindern und dem überlebenden Ehegatten lediglich die Nutznießung zustehen soll, so bedeutet das: heiratet der überlebende Ehegatte wieder, so ist er nicht Alleinerbe, sondern nur - durch die Wiederverheiratung - bedingter Vorerbe. Nacherben sind die Kinder. Ihnen fällt das Vermögen mit der Wiederverheiratung an. Der überlebende Ehegatten ist also in Wirklichkeit nicht Alleinerbe sondern nur bedingter Vorerbe und bedarf als solcher bei bestimmten Rechtsgeschäften der Zustimmung der Nacherben.

Den Erblasser über die oft komplizierten erbrechtlichen Folgen der von ihm geplanten Verfügungen aufzuklären, ist nach den Beurkundungsgesetz Amtspflicht des Notars/der Notarin. Dadurch soll sichergestellt werden, dass sich der Erblasser der rechtliche Tragweite seiner Verfügungen voll bewusst ist.

IV. Durch das notarielle Testament soll die Rechtswirksamkeit des letzten Willens sichergestellt werden.

Es gibt zahlreiche erbrechtliche Vorschriften, deren Nichtbeachtung die Nichtigkeit eines Testaments zur Folge haben kann.

Nichtig ist zum Beispiel ein maschinengeschriebenes privates Testament; ein gemeinschaftliches Testament kann nur von Eheleuten errichtet werden; ein Erbvertrag, der nach den besonderen Umständen des Einzelfalles häufig erforderlich ist, kann nur notariell abgeschlossen werden.

Nach den Beurkundungsgesetz ist der Notar/die Notarin verpflichtet, nach Möglichkeit die Rechtswirksamkeit einer Verfügung von Todes wegen sicherzustellen.

Darüber hinaus gilt für das notarielle Testament (Erbvertrag) weiter folgendes:

V. Der Schutz vor Verlust, vor Entwendung oder vor Vernichtung von Testamenten vor oder nach dem Tode des Erblassers wird durch den Notar/die Notarin gewährleistet.

Der Notar/die Notarin ist kraft Gesetzes verpflichtet, notarielle Testamente zur Sicherung bei dem zuständigen Amtsgericht hinterlegen zu lassen. Darüber hinaus können Erbverträge bei dem Notar/der Notarin selbst hinterlegt werden. Dadurch sollen die bei privatschriftlichen Testamenten gar nicht so seltenen Fälle verhindert werden, dass der "letzte Wille" nach dem Tode des Erblassers nicht mehr auffindbar ist oder abhanden kommt.

VI. Notarielle Testamente bringen in der Regel gegenüber privatschriftlichen Testamenten Kostenersparnis.

Viele scheuen den Gang zum Notar/zur Notarin lediglich deshalb, weil sie glauben, mit einem privatschriftlichen Testament Gebühren sparen zu können. Dies ist in der Regel nicht der Fall. Hat nämlich der Erblasser ein privatschriftliches Testament errichtet und befinden sich im Nachlass Bankkonten und Grundbesitz, so verlangen die Geldinstitute und das Grundbuchamt für die Nachlassabwicklung die Vorlage eines Erbscheins. Hierzu ist erforderlich, dass ein Erbscheinsantrag gestellt wird. Die Gebühr für den Erbscheinsantrag ist dieselbe wie die für die Errichtung eines einseitigen notariellen Testamentes. Außerdem ist noch an das Gericht eine Gebühr für den Erbschein zu zahlen. Diese Gebühr entspricht der Gebühr für den Erbscheinsantrag. Der Erbschein (Gebühren für den Erbscheinsantrag und den Erbschein) wird aber in der Regel durch ein notarielles Testament ersetzt. Insbesondere verlangt das Grundbuchamt in der Regel bei Vorlage eines notariellen Testamentes nicht noch einmal die Vorlage eines Erbscheins. Mit einem notariellen Testament können also die Erbscheinsgebühren gespart werden. Dies gilt auch für ein gemeinschaftliches Testament von Eheleuten. Für das gemeinschaftliche Testament wird zwar die doppelte Gebühr erhoben. Bei einem gemeinschaftlichen privatschriftlichen Testament können aber auch zwei Erbscheine notwendig werden, nämlich nach dem Tode des Erstversterbenden und nach dem Tode des überlebenden Ehegatten. Darüber hinaus ersetzt ein notarielles Testament einen unter Umständen notwendig werdenden Antrag auf Erteilung eines Testamentsvollstreckerzeugnisses - mit der hierfür anfallenden Gebühr - und das Testamentsvollstrecker Zeugnis selber - mit der hierfür gleichfalls anfallenden Gebühr-. Die mit einem privatschriftlichen Testament verbundenen erhöhten Kosten können zum Beispiel, wenn der allein erwerbstätige Ehegatten stirbt, für den überlebende Ehegatten eine Belastung sein.

Ferner ist zu beachten, dass Änderungen von Testamenten - nicht von Erbverträgen - auch privatschriftlichen vorgenommen werden können und ein etwaiger Kostenvorteil erhalten bleiben kann, sofern nicht Erbeinsetzungen betroffen sind.

VII. Bei der Beratung über die Abfassung des letzten Willens zu verwertet der Notar/die Notarin seine/ihre Erfahrungen aus der täglichen Praxis.

Das Erbrecht erlaubt dem Erblasser, viele Wege zu gehen. Im einzelnen Fall den richtigen Weg zu finden, ist für einen Unerfahrenen nicht leicht. Durch die Konzentration von Erbrechtsfällen in der notariellen Praxis kennt der Notar/die Notarin die Gefahren und Vorzüge eines jeden Weges. Diese notarielle Erfahrung ist eine wertvolle Hilfe bei der Entscheidung so schwieriger Fragen, wie sie zum Beispiel auftreten bei der Wahl zwischen Erbvertrag oder gemeinschaftlichem Testament, Alleinerbschaft oder Vorerbschaft/Nießbrauch, Vermächtnisanordnungen, Auflagen, Testamentsvollstreckungen usw.

VIII. Die Zusammenarbeit des Notars/der Notarin mit anderen Beratern des Erblassers hat sich in der Praxis als vorteilhaft erwiesen.

Häufig hängt die Regelung von Nachlassangelegenheiten von steuerlichen und wirtschaftlichen Fragen ab. Die steuerliche und wirtschaftliche Beratung ist nicht Aufgabe des Notars/der Notarin. Aus diesem Grunde hat sich eine enge Zusammenarbeit des Notars/der Notarin mit anderen Beratern des Erblassers, die dieser zur Betreuung seiner steuerlichen oder wirtschaftlichen Angelegenheiten beauftragt hat, vielfach bewährt. Dies gilt insbesondere für Angehörige der steuerberatenden und wirtschaftsprüfenden Berufe. Es gilt aber auch für Rechtsanwälte, insbesondere wenn der Erblasser ihnen schon zu seinen Lebzeiten die Betreuung seines Vermögens übertragen hat.

Hat der Erblasser Personen seines Vertrauens mit der Betreuung seiner Vermögensangelegenheiten schon zu Lebenszeiten beauftragt, so ist häufig deren Ernennung zum Testamentsvollstrecker angebracht. In diesem Falle ist eine Zusammenarbeit mit dem Notar/der Notarin bei Abfassung des Testamentes von besonderer Wichtigkeit.
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